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Liebe Genossinnen und Genossen,

der enorme Anstieg der Fluchtlingszahlen erfordert das Zusammenwirken aller politischen
Krafte im Bund, den Landern und den Kommunen. Unsere Ministerprdsidentin Malu
Dreyer hat deshalb schon seit langem einen Fluchtlingsgipfel des Bundes gefordert, in
dieser Woche ist die Bundeskanzlerin dieser Forderung mit einem Sondertreffen der
Ministerprasidentinnen und Ministerprasidenten in Berlin endlich nachgekommen.

Auch in Rheinland-Pfalz kommen Tag fur Tag Menschen an, die sich auf der Flucht befinden.
Wir erleben Uberall eine Welle der Solidaritat und eine Willkommenskultur, die mich stolz
auf unser Land blicken l&sst. Nun muss die Politik dafur sorgen, dass die gesellschaftliche
Integration der Ankommenden gelingt. Rheinland-Pfalz kann hier zum Vorzeigeland far
Integration und fur den Umgang mit Fluchtlingen werden. Unser Land ist dafur
pradestiniert: Durch unsere Grenzregionen und die vielen Gaste aus aller Welt sind wir
erfahren im kulturellen Austausch. Auch deshalb ist Rheinland-Pfalz unter allen
Bundeslandern das toleranteste Bundesland, wie eine Studie der Universitat Leipzig
bestatigte. Ebenso ist die rheinland-pfalzische Weltoffenheit eine unserer wirtschaftlichen
Starken, denn Rheinland-Pfalz ist Uberdurchschnittlich groBer Profiteur vom weltweiten
Handel. Nicht zuletzt deshalb steht unser Land wirtschaftlich so gut da.

Ohne die vielen ehrenamtlichen Helferinnen und Helfer, die durch ihre Hilfsbereitschaft den
Ankommenden das Gefuhl geben, hier in Rheinland-Pfalz willkommen zu sein, ware es nicht
moglich, diese gesamtgesellschaftliche Herausforderung zu stemmen. Als SPD-
Landtagsfraktion mochten wir dafur,,Danke” sagen und haben ehrenamtliche Helferinnen
und Helfer aus ganz Rheinland-Pfalz am Mittwoch, den 23. September, zu einem Empfang
mit unserer Ministerprdasidentin Malu Dreyer in den Landtag eingeladen.

Unter dem Eindruck der Fluchtlingskrise steht auch der Haushaltsentwurf fur das Jahr
2016, den unsere Finanzministerin Doris Ahnen diese Woche vorgestellt hat. Fur die
Aufnahme und Betreuung von Fltchtlingen sind im Haushalt Landesmittel in Hohe von 165
Millionen Euro vorgesehen.

Aber auch der Bund muss seine Zusagen einhalten und sich an der Finanzierung dieser
nationalen Aufgabe dauerhaft beteiligen. Die jetzt vom Bund angebotenen drei Milliarden
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Euro - rund 150 Millionen Euro fur Rheinland-Pfalz - werden die Landesmittel fur die
Aufnahme und Unterbringung von Flachtlingen aufstocken, vor dem Hintergrund stetig
steigender Fluchtlingszahlen kann dies jedoch nur der Beginn eines starkeren finanziellen
Engagements des Bundes sein. Die Aufteilung der Bundesmittel, die auf Rheinland-Pfalz
entfallen, werden wir unmittelbar nach der Einigung auf Bundesebene mit den Kommunen
besprechen und im weiteren Haushaltsverfahren festschreiben.

Unsere Finanzministerin Doris Ahnen hat mit ihrer vorausschauenden Finanzpolitik trotz
der Herausforderungen einer humanen Flichtlingspolitik erreicht, dass wir einen weiteren
Schritt auf dem Weg zu einem strukturell ausgeglichenen Haushalt im Jahr 2020 gehen.
Unsere beachtlichen Erfolge bei der Konsolidierung werden wir weiter vorantreiben.

Trotzdem setzen wir die richtigen Schwerpunkte:

= Wir sichern gute, gebuhrenfreie Bildung und die verlassliche Vereinbarkeit von
Familie und Beruf.

= Wir investieren in den Erhalt und den Ausbau der Infrastruktur.

= Wir starken die kommunale Finanzkraft.

Rot-Grun schafft damit den Spagat zwischen Konsolidieren und Zukunftsgestaltung.

W (R

Alexander Schweitzer
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Gesetzespaket fiir mehr Biirgerbeteiligung auf den Weg gebracht

Mit einem umfassenden Gesetzespaket verbessert die rot-grine Koalition die
direktdemokratischen Beteiligungsmoglichkeiten in Rheinland-Pfalz. Die Fraktionen haben
am Donnerstag im Landtag entsprechende Gesetze zur kommunalen Ebene (Anderung der
Gemeindeordnung) und zur Landesebene (Anderung des Landeswahlgesetzes)
eingebracht. Ziel ist es, den Weg fur eine hohere burgerschaftliche Beteiligung und
Mitwirkung an Prozessen und Entscheidungen zu bereiten. Die Gesetze werden kommende
Woche in Erster Lesung im Landtag beraten. ,Die von der rot-griinen Koalition auf den Weg
gebrachten Anderungen stellen eine Einladung an die Rheinland-Pfdlzer dar. Diese lautet: Mischt
Euch ein, beteiligt Euch! Dass sich die CDU-Fraktion gegen mehr direktdemokratische Elemente
stemmt, zeugt wvon einem altertimlichen  Demokratieversténdnis”, so unser
Fraktionsvorsitzender Alexander Schweitzer. ,Die vorgelegten MafSnahmen zur Stédrkung
direktdemokratischer Elemente, werden unserem demokratischen System gut tun. Sie stellen
damit auch eine Stdarkung des reprdsentativen Systems dar. Dadurch wird die Akzeptanz fur

politische Prozesse in der Bevolkerung steigen”, erganzte Martin Haller, unser Obmann in der
Enquete-Kommission Blrgerbeteiligung.

Folgende neue Regelungen sind in der Gemeindeordnung und Landkreisordnung
vorgesehen:

Beim Einwohnerantrag wird der gesetzlich vorgeschriebene Mindestabstand zwischen
zwei dieselbe Angelegenheit betreffenden Einwohnerantragen von bisher funf auf zwei
Jahre verkurzt, und das Mindestalter fur die Teilnahme an einem Einwohnerantrag von
bisher 16 auf 14 Jahre herabgesetzt. Zudem wird das Unterschriftenquorum abgesenkt.

Bei Blirgerbegehren und Burgerentscheid wird das Antragsquorum einer prozentualen
Staffelung unterzogen, die mit zunehmender Gemeindegrél3e gleichmaRig absinkt. Bei
einer Stadt von 200.001 Einwohnerinnen und Einwohner sind klnftig statt 20.001
Unterschriften nur noch 10.001 Unterschriften nétig.

Bisher mussten Antragsteller von Burgerbegehren einen haushalterisch richtigen
Kostendeckungsvorschlag fur die beantragte Malinahme vorlegen. Diese hohe formale
Hurde hat dazu geflhrt, dass viele Burgerbegehren im Anfangsstadium gescheitert sind.
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Kanftig entfallt diese Pflicht, stattdessen mussen nun Antragsteller in Abstimmung mit der
Verwaltung eine Kostenschatzung vorlegen.

Das Abstimmungsquorum wird herabgesetzt: Statt einer Zustimmung von 20 Prozent ist
nur noch eine Zustimmung von 15 Prozent notig.

Die Méglichkeiten des Ausschlusses der Offentlichkeit von Rats-, Kreistags- und
Bezirkstagssitzungen sowie von deren Ausschusssitzungen werden beschrankt. Bisher
waren die Ausschusssitzungen in der Regel nichtéffentlich, dieses Prinzip wird kanftig
umgekehrt.

Es werden digitale Aufzeichnungen und Ubertragungen (also etwa Live-Streams) von
kommunalen Rats- und Ausschusssitzungen ermaoglicht. Eine Kommune kann dies per
Satzung erlauben.

Ein kommunaler Haushaltsentwurf wird kinftig vor Beschluss und in einfacher Form zu
veroffentlichen sein.

Im Zuge der Verbesserung der Burgerbeteiligung ist auch das Landeswahigesetz zu
andern:

Eintragungen fur das Volksbegehren kdnnen auch auf offentlichen Stral3en, Wegen und
Platzen gesammelt werden. Dies war bisher nur durch Auslegung von Listen in den
Gemeindeverwaltungen maglich.

Abhangig vom Verfahrensstand erhalten die Antragsteller eines Volksbegehrens anteilige
Kostenerstattungen unabhangig vom Ausgang eines zulassigen Begehrens. Pro
Unterstutzerunterschrift werden 10 Cent erstattet. Beispielsweise: Fur ein Volksbegehren
sind 20.000 Unterschriften notig. Wenn diese gesammelt sind, erhalten die Antragssteller
kinftig 2.000 Euro. Bisher wurde Geld nur erstattet, wenn das Burgerbegehren erfolgreich
war.

Die Antragsteller eines Volksbegehrens werden verpflichtet, eine Internetseite
einzurichten, deren Adresse vom Landeswahlleiter 6ffentlich bekannt gemacht wird. Unter
der Internetseite sind wahrend der gesamten Eintragungsfrist bestimmte Angaben zu dem
Volksbegehren zu veroffentlichen.

Fir die Annahme von Geld- und Sachspenden sowie die Verarbeitung
personenbezogener Daten im Zusammenhang mit einer Volksinitiative, einem
Volksbegehren oder einem Volksentscheid werden besondere Regelungen getroffen.
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Hiermit wird verhindert, dass Fraktionen eines Parlaments oder Gemeinderats sowie
Unternehmen, an denen die 6ffentliche Hand mit mehr als 25 Prozent beteiligt ist, sich
finanziell an einem Volksbegehren beteiligen. Die, auch finanzielle, Unterstttzung durch
Parteien bleibt damit weiterhin moglich.

Einwanderungsgesetz und Fliichtlingspolitik gehéren zusammen

,Offensichtlich findet die CDU nun endlich die Kraft fir eine langst uberfdllige Kehrtwende. Sie
will sich nun nicht mehr gegen ein modernes Einwanderungsgesetz fir Deutschland wehren”,
erklarte unser Fraktionsvorsitzender Alexander Schweitzer anlasslich des jungsten CDU-
Beschlusses zur Zuwanderung. ,Dieses Ende der Blockadehaltung ist nur gut: Jetzt kann eine
.Koalition der Verntinftigen” rasch ein Gesetz zum Zuzug von Migranten nach Deutschland
erarbeiten und verabschieden. Deutschland muss sich zutrauen, kontrollierte Zuwanderung aktiv
zu gestalten. Fur Rheinland-Pfalz ist ein solches Gesetz wichtig, um den wachsenden Bedarf der
Wirtschaft nach Fachkréften zu sichern.”

Mit diesem Beschluss werden jene in der CDU Lugen gestraft, die bis zuletzt behaupteten,
ein Einwanderungsgesetz und Fltchtlingspolitik gehdrten nicht zusamsmen. Diese bisherige
Position auch der CDU-Fraktionsvorsitzenden Julia Kléckner ist véllig abseitig: Denn schnelle
Asylverfahren mussen einhergehen mit einem Signal an die Menschen, etwa vom
Westbalkan, dass Migration in den deutschen Arbeitsmarkt Uber ein Einwanderungsgesetz
erfolgen kann. Ein solches Gesetz und eine erfolgreiche Flichtlingspolitik sind zwei Seiten
einer Medaille.

Gesundheitskarte fiir Fliichtlinge kommt voran

Auf dem Weg zur Einfuhrung einer Gesundheitskarte fur Fluchtlinge kommt Rheinland-Pfalz
einen Schritt voran. In dieser Woche haben Vertreterinnen und Vertreter des Landes, der
Kommunen, der Gesetzlichen Krankenkassen, der Heilberufskammern und der
Kassenarztlichen Vereinigung die Einsetzung einer Arbeitsgruppe vereinbart. Sie soll
erarbeiten, wie eine Rahmenvereinbarung zur EinfUhrung der Gesundheitskarte auf
Landesebene aussehen kann. ,Fir die rot-griine Koalition ist die Einfihrung einer
Gesundheitskarte ein wichtiges Anliegen: Als Land sind wir uns der grofSen Verantwortung
bewusst, fur das Wohlergehen der Fliichtlinge zu sorgen”, erklarte unsere sozialpolitische
Sprecherin Kathrin Anklam-Trap anlasslich der Sitzung des integrationspolitischen
Ausschusses.
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"Eine Gesundheitskarte fiir Flichtlinge eréffnet nicht nur einen diskriminierungsfreien und
schnellen Zugang zur medizinischen Versorgung, sondern entlastet zusdtzlich die kommunalen
Behorden personell und finanziell", erklarte unsere integrationspolitische Sprecherin
Ingeborg Sahler-Fesel. Asylsuchende sollen die Gesundheitskarte von einer Krankenkasse
erhalten, die die Menschen auch betreut. Die Krankenkassen rechnen dann die anfallenden
Behandlungskosten und die Verwaltungskostenpauschale mit den zustandigen Behorden
ab.
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EMPFANG FUR EHRENAMTLICHE HELFERINNEN UND HELFER

Das Schicksal der Fluchtlinge, die in Europa Schutz und Zuflucht vor Krieg und Terror
suchen, bewegt uns sehr. Rheinland-Pfalz hat eine starke Willkommenskultur. Bei vielen
Rheinland-Pfalzerinnen und Rheinland-Pfalzern erwachst aus der personlichen
Betroffenheit das tiefe Bedurfnis, sich selbst zu engagieren, zu helfen, anzupacken.

Das grol3e Engagement der freiwilligen Helferinnen und Helfer, die unermudlich und oft bis
zur Erschépfung im Einsatz sind, ist beeindruckend. Sie kimmern sich um Verpflegung und
Kleidung, geben Sprachkurse, helfen bei Behdrdengangen, haben ein offenes Ohr und
schaffen es, den verzweifelten Menschen aus Syrien und anderen Kriegsgebieten Sicherheit
und Hoffnung zu geben.

Die Ehrenamtlichen geben durch ihre Hilfsbereitschaft den Ankommenden das Gefuhl, hier
in Rheinland-Pfalz willkommen zu sein. Ohne diese Burgerinnen und Burger ware es nicht
moglich, diese gesamtgesellschaftliche Herausforderung zu stemmen.

FUr das Engagement mdchten wir uns als SPD-Landtagsfraktion von ganzem Herzen
bedanken. Wir laden deshalb herzlich zum Empfang fur ehrenamtliche Helferinnen und
Helfer mit unserer Ministerprdsidentin Malu Dreyer am 23. September 2015 um 13 Uhr
im Wappensaal des Landtags ein.

FUr unsere Planung bitten wir um Anmeldung bis zum 21. September 2015 an

laura.lazzarotti@spd.landtag.rlp.de.

© SPD-FRAKTION IM LANDTAG RHEINLAND-PFALZ | GESCHAFTSSTELLE


mailto:laura.lazzarotti@spd.landtag.rlp.de

	ZuR LAGE
	ZUR WOCHE
	Gesetzespaket für mehr Bürgerbeteiligung auf den Weg gebracht
	Einwanderungsgesetz und Flüchtlingspolitik gehören zusammen
	Gesundheitskarte für Flüchtlinge kommt voran

	Termine
	EMPFANG FÜR EHRENAMTLICHE HELFERINNEN UND HELFER


